
 

 

 
 

 
 

Stellungnahme  
 

zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur  
und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  

(vom 02.07.2026) 

 

1. Allgemein  

Der Zentralverband Gartenbau e. V. (ZVG) unterstützt die Ziele des Natur -, Arten-, Klima - und Bio-

diversitätsschutzes. Diese Ziele können jedoch nur erfolgreich erreicht werden, wenn sie gemeinsam 
mit den Flächennutzern praxistauglich, kooperativ und fläche nschonend umgesetzt werden. Der 

vorliegende Referentenentwurf enthält wichtige Ansätze zur Bündelung und Beschleunigung von 
Kompensationsmaßnahmen. Zugleich verschärft er aus Sicht des Gartenbaus den Wettbewerb um 

produktive Flächen und schafft neue planer ische Steuerungswirkungen, die zu Nutzungseinschrän-

kungen, Wertverlusten und zusätzlicher Rechtsunsicherheit führen können.  

Der Gesetzentwurf benennt selbst, dass die ökologische Vernetzung gestärkt, der Flächenbedarf für 

naturschutzfachliche Aufwertung gedeckt und Kompensationsmaßnahmen erleichtert werden sol-
len. Diese Zielsetzung darf nicht dazu führen, dass gartenbauliche Pr oduktionsflächen zur „Reserve-

fläche“ für Kompensation, Wiederherstellung oder natürliche Klimaschutzmaßnahmen werden. Be-

reits heute konkurrieren Gartenbaubetriebe mit Siedlungsentwicklung, Verkehrs - und Energieinfra-

struktur, Ausgleichsflächen, Photovoltaik -Freiflächenanlagen sowie Anforderungen des Natur - und 

Gewässerschutzes.  

Im Kern müssen öffentliche Flächen und bereits naturschutzfachlich gesicherte Flächen vorrangig 

für Kompensations - und Wiederherstellungsmaßnahmen  berücksichtigt werden.  

Es muss verhindert werden, dass mittels Finanzierung von Flächenankäufen durch Ersatzzahlungen 

regionale Boden - und Pachtmärkte zulasten aktiver Betriebe verengt werden.  

Der Gartenbau ist auf qualitativ geeignete Flächen angewiesen. Ein weiterer Verlust dieser Flächen 

gefährdet regionale Versorgung, Wertschöpfung, Arbeitsplätze und die Transformation der Betriebe.  

 

Zentrale Forderungen  

• Keine faktische Vorrangkulisse zulasten produktiver gartenbaulicher Flächen; § 20a muss aus-

drücklich ohne unmittelbare Bewirtschaftungsbeschränkungen, ohne automatische Schutzge-

bietsausweisung und ohne enteignungsgleiche Wirkung ausgestaltet werden.  

• Vorrang für Freiwilligkeit, Vertragsnaturschutz, produktionsintegrierte Kompensation und ko-

operative Modelle.  

• Keine zusätzliche Flächeninanspruchnahme ohne qualifizierte Folgenabschätzung für den Gar-

tenbau. 

• Moor- und Auenmaßnahmen nur freiwillig, mit Entschädigung, langfristiger Finanzierung und 

belastbaren betrieblichen Entwicklungsoptionen.  

• Keine staatliche Flächenankaufspolitik zulasten des Boden - und Pachtmarktes.  
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• Klare Übergangs -, Bestandsschutz - und Evaluierungsregelungen auch für betriebliche Investiti-

onen, Erweiterungen, Gewächshausstandorte, Bewässerungsinfrastruktur und Betriebswege.  

 

Im Einzelnen  

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG -E:  Überragendes öffentliches Interesse  

Der Entwurf stellt den Schutz bestimmter Gebiete sowie die Wiedervernässung von Moorböden un-

ter bestimmten Voraussetzungen in ein überragendes öffentliches Interesse. Der ZVG erkennt die 

hohe Bedeutung intakter Ökosysteme und des natürlichen Klimaschutzes an. Trotz eines überra-
genden öffentlichen Interesses müssen Belange der regionalen Ernährungssicherung, der garten-

baulichen Produktion und betrieblicher Entwicklungsmöglichkeiten strukturell berücksichtigt wer-

den.  

Es wird vorgeschlagen, eine Abwägungsklausel  einzuführen , die die Versorgung mit regional erzeug-
ten Gartenbauprodukten, die wirtschaftliche Existenz betroffener Betriebe sowie deren Investitions - 

und Entwicklungsmöglichkeiten berücksichtigt.  

Formulierungsvorschlag zu § 1 Abs. 1a BNatSchG -E:  

„Bei der Anwendung des Satzes 1 sind die Belange der land- und gartenbaulichen Erzeugung, der regi-

onalen Versorgung mit Lebensmitteln und pflanzlichen Erzeugnissen, der Eigentums - und Pachtver-
hältnisse sowie der wirtschaftlichen Existenz betroffener Betrie be angemessen zu berücksichtigen. 

Maßnahmen sind vorrangig kooperativ, freiwillig und flächenschonend umzusetzen.“  

 

3. Anmerkungen zu § 2 BNatSchG -E: Multifunktionalität   

Der Ansatz, mehrere naturschutzrechtliche Ziele auf derselben Fläche zu bündeln, ist zu begrüßen, 

wenn dadurch zusätzliche Flächeninanspruchnahme vermieden wird. Für den Gartenbau ist ent-
scheidend, dass Multifunktionalität nicht zur Kumulation von Verpflic htungen auf produktiven Flä-
chen führt. Vielmehr muss die Regelung als Instrument der Flächenschonung verstanden und voll-

zogen werden.  

Formulierungsvorschlag zu § 2 Abs. 3a BNatSchG -E:  

„Dabei ist dem Grundsatz der Flächenschonung besonders Rechnung zu tragen. Produktionsinte-
grierte, kooperative und vertraglich vereinbarte Maßnahmen sind gegenüber eigentumsbeschränken-

den oder flächenentziehenden Maßnahmen vorrangig zu prüfen.“ 

 

4. Anmerkungen zu § 9 BNatSchG -E: --- 

5. Anmerkungen zu § 14 BNatSchG -E: --- 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG -E: Eingriffsregelung, Malus und Ersatzzahlungen  

Die vorgesehenen Änderungen der Eingriffsregelung enthalten einerseits Flexibilisierungen, etwa 
beim Naturraumbezug und bei bevorrateten Maßnahmen. Andererseits schafft der Entwurf einen 

20-Prozent-Malus für Eingriffe in Flächen der Natürlichen Infrastrukt ur und eine erhöhte Ersatzzah-

lung bei bestimmten Konstellationen. Für gartenbauliche Betriebe kann dies insbesondere dann 
problematisch werden, wenn bestehende oder erforderliche betriebliche Erweiterungen, Gewächs-
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hausmodernisierungen, Bewässerungsanlagen oder Betriebswege innerhalb oder nahe einer künf-

tigen Kulisse liegen.  

7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG -E: Ersatzzahlungen   

Der ZVG fordert, dass betriebsnotwendige Maßnahmen der gartenbaulichen Erzeugung nicht unver-
hältnismäßig verteuert oder erschwert werden. Zudem dürfen Ersatzzahlungen nicht zu einem zu-

sätzlichen Anreiz für den Ankauf produktiver Flächen werden.  

Formulierungsvorschlag zu § 15a BNatSchG -E (Ziffer8) : 

„Bei der Verwendung von Ersatzzahlungen ist der Entzug produktiver land - und gartenbaulicher Flä-
chen möglichst zu vermeiden. Vorrangig sind Maßnahmen auf bereits für Naturschutzzwecke gesicher-
ten Flächen, auf öffentlichen Flächen, auf Konversionsflächen so wie produktionsintegrierte Kompen-

sationsmaßnahmen zu finanzieren.“  

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG -E: -- 

 

9. Anmerkungen zu § 16a BNatSchG -E: Naturgutschriften  

Naturgutschriften können private Investitionen in Natur - und Landschaftspflege mobilisieren. Aus 

Sicht des ZVG ist jedoch sicherzustellen, dass hierdurch kein zusätzlicher spekulativer Druck auf Bo-
den- und Pachtmärkte entsteht. Naturgutschriften dürfen nic ht zu einem Instrument werden, mit 

dem finanzstarke Akteure produktive Flächen dem Gartenbau entziehen.  

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG -E: Biotopverbund 15 Prozent bis 2030  

Die Anhebung des Biotopverbundes auf 15 Prozent der Fläche eines jeden Landes bis Ende 2030 ist 
eine erhebliche planerische Vorgabe. Sie wird in Regionen mit hoher Nutzungsdichte und intensiver 

gartenbaulicher Produktion zu zusätzlichem Druck auf Flächen führen. Die Zielvorgabe sollte sich 
daher wie bisher auf 10 % beschränken. Zudem fordert der ZVG, dass die Umsetzung der Zielmarke 

mit einer verbindlichen Prüfung der agrar - und gartenbaulichen Auswirkungen verbunden wird.  

Formulierungsvorschlag zu § 20 Abs. 1 BNatSchG -E:  

„Bei der Umsetzung sind regionale Flächenkonkurrenzen, die Belange der land - und gartenbaulichen 
Produktion sowie bestehende betriebliche Entwicklungsmöglichkeiten zu berücksichtigen. Die Länder 

stellen sicher, dass die Zielerreichung vorrangig durch koope rative, vertragliche und flächenscho-

nende Maßnahmen erfolgt.“ 

 

11. Anmerkungen zu § 20a BNatSchG -E – Natürliche Infrastruktur  

Die neue Kulisse der Natürlichen Infrastruktur ist der zentrale Regelungsbaustein des Entwurfs. Zwar 
stellt § 20a Abs. 3 klar, dass über den Malus hinaus keine weiteren Rechtsfolgen an die Flächen der 
Natürlichen Infrastruktur geknüpft sein sollen. Gleichw ohl ist absehbar, dass eine solche bundes-

weite Kulisse erhebliche Steuerungswirkung in Raumordnung, Landschaftsplanung, Förderpolitik, 
Kompensation und Verwaltungsvollzug entfalten wird. Für Betriebe entsteht damit die Gefahr, dass 
Flächen faktisch entwert et oder künftige Entwicklungsoptionen erschwert werden, ohne dass dies 

formal als Schutzgebietsausweisung ausgestaltet ist.  
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Der ZVG fordert daher eine deutlichere Absicherung gegen mittelbare Nutzungseinschränkungen so-

wie eine Beteiligung der betroffenen Bewirtschafter und Grundeigentümer bei der Datenerhebung 

und Darstellung der Kulisse.  

 

12. Anmerkungen zu § 21 BNatSchG -E – Sicherung des Biotopverbundes  

Die Sicherung von Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselementen darf nicht einsei-
tig durch hoheitliche Schutzinstrumente erfolgen. In gartenbaulich geprägten Regionen sind fle-
xible, zeitlich befristete, vertragliche und produktionsintegrierte Lösungen erforderlich. Dauer-

hafte Sicherungen müssen die wirtschaftliche Nutzbarkeit der Flächen und bestehende Investitio-
nen angemessen berücksic htigen. Langfristige vertragliche Vereinbarungen sind vorrangig zu be-

rücksichtigen. Es muss dabei gewährleistet sein, da ss die ursprüngliche Nutzung  durch den Eigen-

tümer ohne Rechtsfolgen nach Vertragsende wieder aufgenommen werden kann.  

 

13. Anmerkungen zu § 40 BNatSchG -E: -- 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG -E: -- 

15. Anmerkungen zu § 56a BNatSchG -E: -- 

16. Anmerkungen zu § 67 BNatSchG -E: -- 

 

17. Anmerkungen  zu § 74 BNatSchG -E: Übergangsvorschriften und Evaluierung  

Die vorgesehenen Übergangsregelungen sind grundsätzlich erforderlich, greifen aber zu kurz. Nicht 

nur bereits beantragte oder zugelassene Vorhaben, sondern auch längerfristig vorbereitete be-

triebliche Investitionen benötigen Schutz. Gartenbaubetriebe plane n Investitionen in Gewächs-

häuser, Bewässerung, Energieeffizienz, Lagerung und Logistik häufig über mehrere Jahre.  

Formulierungsvorschlag zu § 74 Abs. 7 BNatSchG -E:  

„Die Regelungen finden ferner keine Anwendung auf betriebliche Erweiterungs-, Modernisierungs- 
und Anpassungsmaßnahmen land - und gartenbaulicher Betriebe, deren planerische Vorbereitung 

vor Inkrafttreten des Gesetzes begonnen wurde oder für die vor Inkrafttreten wesentliche Investitions-

entscheidungen getroffen wurden.“ 

 

Der ZVG teilt das Anliegen, Natur, Biodiversität und natürlichen Klimaschutz zu stärken. Der vorlie-

gende Entwurf muss jedoch so weiterentwickelt werden, dass er nicht zu zusätzlichem Flächenent-

zug, Rechtsunsicherheit und betrieblicher Belastung im Gartenba u führt. 

Der ZVG bittet daher um Berücksichtigung der vorstehenden Forderungen und Formulierungsvor-

schläge im weiteren Gesetzgebungsverfahren.  

 

ZVG, 08.07.2026 


